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2. Unterabschnitt 
Personelle Erfordernisse 

§ 14 
Pädagogische Fachkräfte und Assistenzkräfte 

(1) Dem Rechtsträger obliegt die Beistellung der Betreuungspersonen, das sind die erforderlichen 
pädagogischen Fachkräfte sowie Assistenzkräfte. 

(2) Pädagogische Fachkräfte müssen geeignet, insbesondere verlässlich (§ 15 Abs. 1), gesundheitlich 
geeignet (§ 15 Abs. 2) und fachlich befähigt (§ 16) sein. 

(3) Zur Unterstützung der pädagogischen Fachkräfte können unter deren Anleitung Assistenzkräfte 
eingesetzt werden. Diese müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben, verlässlich (§ 15 Abs. 1), 
gesundheitlich geeignet (§ 15 Abs. 2) und auch sonst für den Umgang mit Kindern, erforderlichenfalls 
auch in besonderen Betreuungssituationen, geeignet sein; ein Einsatz vor Vollendung des 18. 
Lebensjahres ist nur zulässig, wenn sie eine berufsspezifische Ausbildung abgeschlossen haben. 

(4) Der Rechtsträger hat eine pädagogische Fachkraft der Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung mit der pädagogischen und administrativen Leitung derselben zu betrauen; 
allenfalls kann diese Aufgabe auch auf zwei pädagogische Fachkräfte übertragen werden. Die Leitung 
einer Einrichtung mit Kleinkind- oder Kindergartengruppen kann nur pädagogischen Fachkräften 
übertragen werden, die aufgrund einer einschlägigen Ausbildung dazu befähigt sind oder eine solche 
Ausbildung innerhalb von drei Jahren ab Übernahme der Leitung absolvieren; wird die Ausbildung 
innerhalb dieser Frist nicht erfolgreich abgeschlossen, ist die betreffende Person durch den Rechtsträger 
von der Leitung abzuberufen und eine andere geeignete Person zu betrauen. 

(5) Für den Fall, dass die Leitung (Abs. 4) verhindert ist, hat der Rechtsträger eine dafür geeignete 
Person aus dem Kreis der Betreuungspersonen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung mit der 
Stellvertretung zu betrauen. 

§ 15 
Verlässlichkeit und gesundheitliche Eignung 

(1) Als verlässlich nach § 14 Abs. 2 und 3 gilt eine Person nicht, wenn sie wegen einer vorsätzlichen, 
mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten Handlung oder wegen einer strafbaren Handlung gegen 
die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung von einem ordentlichen Gericht verurteilt worden ist und 
diese Verurteilung weder getilgt worden ist noch – ausgenommen Verurteilungen wegen einer strafbaren 
Handlung gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung – der beschränkten Auskunft nach dem 
Tilgungsgesetz 1972 oder vergleichbaren Vorschriften eines anderen Staates unterliegt. Vor dem 
erstmaligen Einsatz und sonst bei Vorliegen von Anhaltspunkten für eine Verurteilung ist die 
Verlässlichkeit der Betreuungsperson unter Heranziehung des § 44 durch den Rechtsträger zu beurteilen. 

(2) Die für Betreuungspersonen notwendige gesundheitliche Eignung hat der Rechtsträger vor dem 
erstmaligen Einsatz und sonst bei Vorliegen von Anhaltspunkten über eine fehlende gesundheitliche 
Eignung zu überprüfen; sie ist durch ein von den Betreuungspersonen vorzulegendes ärztliches Zeugnis 
nachzuweisen. Von Unionsbürgern sind jene Nachweise anzuerkennen, die in ihrem 
Herkunftsmitgliedstaat als Nachweis für die gesundheitliche Eignung gefordert werden. Wird im 
betreffenden Mitgliedstaat ein solcher Nachweis nicht verlangt, ist eine Bescheinigung einer zuständigen 
Behörde dieses Staates über die gesundheitliche Eignung anzuerkennen. Diese Nachweise und 
Bescheinigungen dürfen zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als drei Monate sein. 
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(3) Abs. 2 gilt sinngemäß für Nachweise und Bescheinigungen, die in Drittstaaten oder für 
Drittstaatsangehörige ausgestellt worden sind, soweit diese hinsichtlich der Anerkennung von 
Berufsqualifikationen nach dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages 
gleichzustellen sind. 

§ 16 
Fachliche Befähigung 

(1) Die fachliche Befähigung als pädagogische Fachkraft einer Kleinkindgruppe erbringt, wer eine in 
Abs. 2 oder 3 genannte Prüfung erfolgreich abgelegt oder ein Hochschulstudium aus dem Bereich 
Bildungswissenschaften bzw. eine sonstige geeignete tertiäre Ausbildung absolviert hat. Weiters gilt als 
fachlich befähigt, wer eine andere Ausbildung, die Mindeststandards einer elementarpädagogischen 
Ausbildung erfüllt, erfolgreich abgeschlossen hat, sofern die Landesregierung unter Bedachtnahme auf 
die pädagogischen Anforderungen im Bereich der frühkindlichen Bildung durch Verordnung die näheren 
Vorschriften über eine solche Ausbildung und über den Nachweis der fachlichen Befähigung erlassen hat; 
dabei sind insbesondere die Dauer, der Aufbau, der Lehrstoff und die Leistungsbeurteilung zu regeln. 

(2) Die fachliche Befähigung als pädagogische Fachkraft einer Kindergartengruppe 
(Kindergartenpädagogin, Kindergartenpädagoge) erbringt, wer die Reife- und Diplomprüfung oder 
Diplomprüfung für Elementarpädagogik bzw. für Kindergärten, die Befähigungsprüfung für 
Kindergärtnerinnen bzw. Kindergärtner oder die Reife- und Befähigungsprüfung für Kindergärten 
erfolgreich abgelegt oder den Hochschullehrgang „Elementarpädagogik“ im Ausmaß von 60 ECTS an 
einer Pädagogischen Hochschule, oder den Hochschullehrgang „Quereinstieg Elementarpädagogik“ im 
Ausmaß von 120 ECTS an einer Pädagogischen Hochschule, das Masterstudium „Elementarpädagogik“ 
im Ausmaß von 120 ECTS an einer Universität oder Hochschule oder den Universitätslehrgang 
„Elementarpädagogik“ im Ausmaß von 120 ECTS absolviert hat. 

(3) Die fachliche Befähigung als pädagogische Fachkraft einer inklusiv geführten Kleinkind- oder 
Kindergartengruppe erbringt, wer die Diplomprüfung für Sonderkindergärten und Frühförderung, die 
Befähigungsprüfung für Sonderkindergärtnerinnen, die Befähigungsprüfung für Sonderkindergärten und 
Frühförderung oder die Diplomprüfung für Inklusive Elementarpädagogik erfolgreich abgelegt oder den 
Hochschullehrgang „Inklusive Elementarpädagogik“ im Ausmaß von 90 ECTS an einer Pädagogischen 
Hochschule absolviert hat. 

(4) Die fachliche Befähigung als pädagogische Fachkraft einer Schulkindgruppe erbringt, wer die 
Reife- und Diplomprüfung oder Diplomprüfung für Elementarpädagogik mit der Zusatzausbildung 
Hortpädagogik, die Befähigungsprüfung für Erzieher, die Reife- und Befähigungsprüfung für Erzieher, 
die Befähigungsprüfung für Kindergärtnerinnen und Horterzieherinnen, die Reife- und 
Befähigungsprüfung für Kindergärten und Horte oder die Lehrbefähigungs- bzw. Lehramtsprüfung 
erfolgreich abgelegt hat oder nach den schulrechtlichen Vorschriften des Bundes zur Betreuung im 
Freizeitteil an ganztägigen Schulformen als befähigt gilt. 

(5) Die fachliche Befähigung als pädagogische Fachkraft einer inklusiv geführten Schulkindgruppe 
erbringt, wer die Befähigungsprüfung für Sondererzieher oder die Lehrbefähigungs- bzw. 
Lehramtsprüfung für Sonderschulen erfolgreich abgelegt hat. 

(6) Neben den in Abs. 1 bis 5 genannten fachlichen Befähigungen sollen pädagogische Fachkräfte, 
die im Bereich der frühen sprachlichen Förderung eingesetzt werden, eine Qualifikation entsprechend 
dem Lehrgang an der Pädagogischen Hochschule zur Qualifizierung für die frühe sprachliche Förderung 
absolviert haben oder im Rahmen der Fort- und Weiterbildung absolvieren. 

(7) Die in den Abs. 1 erster Satz sowie Abs. 2 bis 5 angeführten Prüfungen sind durch Zeugnisse 
öffentlicher oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteter Schulen, Universitäten, Hochschulen oder 
staatlicher Prüfungskommissionen, die aufgrund schul-, universitäts- oder hochschulrechtlicher 
Vorschriften eingerichtet sind, nachzuweisen. 

§ 17 
Zeitlich befristete Verwendung und Verwendung an Randzeiten 

(1) Solange geeignete pädagogische Fachkräfte nicht zur Verfügung stehen, können 

 a) in Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. a und b an deren 
Stelle Assistenzkräfte verwendet werden, sofern sie über eine einschlägige Berufserfahrung von 
zumindest einem Jahr verfügen und jedenfalls eine Hospitier- oder Praxiszeit von vier Wochen in 
einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung absolviert haben; 

 b) in Schulkindgruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. c an deren Stelle auch Assistenzkräfte 
verwendet werden, sofern sie über eine einschlägige Berufserfahrung von zumindest einem Jahr 



  

 

verfügen, eine höhere oder mindestens dreijährige mittlere Schule abgeschlossen haben oder eine 
abgeschlossene Berufsausbildung nachweisen; 

 c) in inklusiv geführten Kleinkindgruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. d an deren Stelle auch 
nach § 16 Abs. 1 befähigte pädagogische Fachkräfte verwendet werden; 

 d) in inklusiv geführten Kindergartengruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. d an deren Stelle 
auch nach § 16 Abs. 2 befähigte pädagogische Fachkräfte verwendet werden; 

 e) in inklusiv geführten Schulkindgruppen abweichend von § 21 Abs. 2 lit. d an deren Stelle auch 
nach § 16 Abs. 3 befähigte pädagogische Fachkräfte verwendet werden; sofern auch solche nicht 
verfügbar sind, können pädagogische Fachkräfte mit einer Lehrbefähigungs- bzw. 
Lehramtsprüfung oder nach § 16 Abs. 2 oder 4 befähigte pädagogische Fachkräfte verwendet 
werden. 

(2) Eine länger als fünf Wochen dauernde Verwendung nach Abs. 1, ausgenommen die Verwendung 
an Randzeiten und die Verwendung in Schulkindgruppen, ist der Landesregierung unter 
Glaubhaftmachung des Vorliegens der jeweiligen Voraussetzungen unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

§ 18 
Anerkennung von Ausbildungsnachweisen 
nach dem Recht der Europäischen Union 

(1) Den in § 16 Abs. 1 bis 5 genannten Ausbildungsnachweisen sind Nachweise über Ausbildungen 
oder Prüfungen gleichzuhalten, die einem oder einer von der Europäischen Kommission nach Art. 49a 
Abs. 4 oder Art. 49b Abs. 4 der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
festgelegten und von der Landesregierung eingeführten gemeinsamen Ausbildungsrahmen oder 
gemeinsamen Ausbildungsprüfung entsprechen. Die Landesregierung hat einen gemeinsamen 
Ausbildungsrahmen oder eine gemeinsame Ausbildungsprüfung mit Verordnung einzuführen, wenn die 
in Art. 49a oder Art. 49b der Richtlinie 2005/36/EG genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

(2) Mit einem Europäischen Berufsausweis zum Nachweis der fachlichen Qualifikation zur 
Ausübung eines Berufes nach § 16 Abs. 1 bis 5 in Vorarlberg (§ 22 Abs. 1 lit. a Landes-Dienstleistungs- 
und Berufsqualifikationsgesetz) gelten die nach den genannten Bestimmungen erforderlichen 
Ausbildungen und Prüfungen als nachgewiesen. 

(3) Andere Ausbildungsnachweise als solche nach Abs. 1 und § 16 Abs. 1 bis 5, die Angehörigen der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union von einer zuständigen Stelle eines Mitgliedstaates ausgestellt 
worden sind, sind von der Landesregierung entsprechend der Richtlinie 2005/36/EG auf Antrag durch 
Bescheid als Ersatz für Prüfungen nach den § 16 Abs. 1 bis 5 anzuerkennen. Bestehen wesentliche 
Unterschiede zu den Prüfungen nach den § 16 Abs. 1 bis 5, ist der antragstellenden Person die Wahl 
zwischen einem Anpassungslehrgang oder einer Eignungsprüfung zu überlassen; dies gilt nicht, soweit 
die wesentlichen Unterschiede durch Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen ausgeglichen sind, die 
im Rahmen einer Berufspraxis oder durch lebenslanges Lernen in einem Mitgliedstaat oder einem 
Drittstaat erworben und hierfür von einer einschlägigen Stelle formell als gültig anerkannt worden sind. 

(4) Der Eingang eines Antrages nach Abs. 3 ist innerhalb eines Monats zu bestätigen und es ist dabei 
gegebenenfalls mitzuteilen, welche Unterlagen fehlen. Die Entscheidung der Landesregierung hat 
spätestens innerhalb von vier Monaten nach Vorlage der vollständigen Unterlagen mit Bescheid zu 
erfolgen. Wird im Zuge der Anerkennung ein Anpassungslehrgang oder eine Eignungsprüfung verlangt, 
ist die Anerkennung unter der auflösenden Bedingung auszusprechen, dass sie erlischt, wenn die 
Absolvierung des Anpassungslehrgangs oder die Ablegung der Eignungsprüfung nicht innerhalb von vier 
Jahren nach der Anerkennung erfolgt. 

(5) Der antragstellenden Person ist die Möglichkeit zu geben, die Eignungsprüfung innerhalb von 
sechs Monaten nach der Entscheidung über die Anerkennung der Berufsqualifikation (Abs. 4) abzulegen.  

(6) Die Landesregierung kann durch Verordnung festlegen, inwieweit Ausbildungsnachweise gemäß 
Abs. 3 als Ersatz für Prüfungen nach den § 16 Abs. 1 bis 5 gelten. Weiters kann die Landesregierung 
durch Verordnung entsprechend der Richtlinie 2005/36/EG die näheren Vorschriften über die 
Anerkennung von Ausbildungsnachweisen nach Abs. 3 bis 5, insbesondere über die wesentlichen 
Unterschiede sowie den Inhalt und die Durchführung von Anpassungslehrgängen und 
Eignungsprüfungen, erlassen. 

(7) Die Abs. 3 bis 6 gelten sinngemäß für Ausbildungsnachweise, die in Drittstaaten oder für 
Drittstaatsangehörige ausgestellt worden sind, soweit diese hinsichtlich der Anerkennung von 
Berufsqualifikationen nach dem Recht der Europäischen Union oder aufgrund eines Staatsvertrages 
gleichzustellen sind. 



  

 

(8) Die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen für den partiellen Berufszugang nach dem Recht 
der Europäischen Union richtet sich nach § 20 des Landes-Dienstleistungs- und 
Berufsqualifikationsgesetzes. Im Falle einer solchen Anerkennung genügt diese abweichend von § 16 
Abs. 1 bis 5 als fachliche Qualifikation für die Ausübung eines Berufes nach § 16 Abs. 1 bis 5 im 
Umfang eines partiellen Berufszugangs. Für Personen mit Berechtigung zum partiellen Berufszugang 
gelten die Bestimmungen für pädagogische Fachkräfte sinngemäß. 

(9) Zeugnisse aus Staaten, auf die die Abs. 3 bis 8 nicht anzuwenden sind, sind als Nachweis der 
Erfüllung der fachlichen Anstellungserfordernisse im Sinne dieses Gesetzes nur zuzulassen, wenn sie 
schulbehördlich österreichischen Zeugnissen der verlangten Art als gleichwertig anerkannt (nostrifiziert) 
worden sind. Die Landesregierung kann durch Verordnung festlegen, inwieweit Ausbildungsnachweise 
aus solchen Staaten als Ersatz für Prüfungen nach den § 16 Abs. 1 bis 5 gelten. 

§ 19 
Fortbildung 

(1) Pädagogische Fachkräfte in Kleinkind- und Kindergartengruppen sind verpflichtet, 32 Stunden 
im Jahr, Assistenzkräfte acht Stunden im Jahr, an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen; für 
pädagogische Fachkräfte und Assistenzkräfte in Schulkindgruppen besteht die Verpflichtung zur 
Fortbildung im selben Ausmaß wie für Betreuungspersonen im Freizeitteil ganztägiger Schulformen. Die 
Rechtsträger der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen sind verpflichtet, den 
Betreuungspersonen eine Teilnahme im Ausmaß von 32 Stunden im Jahr zu ermöglichen. Hinsichtlich 
Teilzeitkräften bestehen die Verpflichtungen nach diesem Absatz in dem Ausmaß, das dem Verhältnis der 
Teilzeitbeschäftigung zur vollen Arbeitszeit entspricht, bei Aufrundung auf volle Stunden. 

(2) Die Veranstaltungen nach Abs. 1 dienen der Fortbildung, Beratung und dem 
Erfahrungsaustausch der pädagogischen Fachkräfte und Assistenzkräfte. Die Landesregierung kann durch 
Verordnung nähere Vorschriften, insbesondere über Ausbildungsinhalte sowie über Form und Ausmaß 
solcher Veranstaltungen erlassen. Weiters können Regelungen über die Verpflichtung zur Teilnahme an 
der Fortbildung und über die Ablegung von Prüfungen getroffen werden. 

(3) Zur Vorbereitung der pädagogischen Fachkräfte und Assistenzkräfte in Kleinkind- und 
Kindergartengruppen auf die Durchführung von pflegerischen Hilfstätigkeiten ist im Rahmen der 
Fortbildungsveranstaltungen eine Ausbildung durch einen Arzt oder eine Ärztin in der Dauer von sechs 
Stunden vorzusehen. 

(4) Die Fortbildungsveranstaltungen sind von der Landesregierung oder von einem vom Land 
beauftragten Dritten zu organisieren; sie kann generell oder im Einzelfall bestimmen, ob andere 
Fortbildungsveranstaltungen als gleichwertig gelten. 

[…] 


